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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Johannes Singhammer, Karl-Josef Laumann, 
Brigitte Baumeister, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/8787 - 


In der Renteninformation Klarheit über tatsächliche Versorgungslücken schaffen 
- Rentennahe Versicherungsjahrgänge zuerst informieren 


A. Problem 

Nach Ansicht der Antragsteller wird das durchschnittliche Rentenniveau im 
Jahr 2030 bei ca. 64 % liegen. Nach den Aussagen der Bundesregierung erfolge 
zwar nur eine Absenkung bis 68 % im Jahr 2030, deren Berechnung der 
Nettoentgelte würden aber - anders als in der Vergangenheit - die Beiträge zur 
privaten Altersvorsorge nicht berücksichtigt lassen. Die zu erwartende Versor- 
gungslücke, d. h. der Unterschied zwischen dem tatsächlichen persönlichen 
Nettoverdienst und dem zu erwartenden Rentenzahlbetrag, werde in der Ren- 
teninformation, die ab dem 1. Januar 2004 alle Versicherten vom vollendeten 
27. Lebensjahr bis zur Vollendung des 64. Lebensjahres erhielten, nicht ange- 
geben. Da sich die Senkung des Rentenniveaus durch die Rentenreform 2001 
bereits auswirke, müssten gerade die älteren versicherten Jahrgänge so früh wie 
möglich über den tatsächlichen Umfang der Versorgungslücke informiert wer- 
den. 


B. Lösung 

Aufforderung der Bundesregierung, die Rentenversicherungsträger zu bitten, 

1. in der Renteninformation im Rahmen der Hochrechnung der künftigen 
Altersrente statt einheitlicher Anpassungssätze jeweils die prognostizierte 
Entwicklung der Nettolöhne und der Rentenanpassungen anzugeben und 

2. in der Pilotphase die Erteilung der Renteninformationen auf die älteren ver- 
sicherten Jahrgänge zu konzentrieren und dabei mit den dreiundfünfzigjähri- 
gen Versicherten zu beginnen. 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 

CSU und der FDP 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags auf Drucksache 14/8787. 


D. Kosten 

Der Ausschuss hat auf eine Kostenerörterung verzichtet. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/8787 - abzulehnen. 


Berlin, den 12. Juni 2002 


Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung 

Doris Barnett Erika Lotz 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Erika Lotz 


I. Beratungsverlauf 

Der Deutsche Bundestag hat auf seiner 236. Sitzung am 
16. Mai 2002 den Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 14/8787 in erster Lesung beraten und dem Aus- 
schuss für Arbeit und Sozialordnung zur federführenden 
Beratung sowie dem Ausschuss für Wirtschaft und Techno- 
logie und dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat auf 

der 82. Sitzung am 5. Juni 2002 mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und PDS 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
beschlossen, die Ablehnung des Antrags auf Drucksache 
14/8787 zu empfehlen. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat auf der 92. Sitzung am 5. Juni 2002 mit den Stim- 
men der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP beschlossen, die Ablehnung des Antrags auf 
Drucksache 14/8787 zu empfehlen. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialord- 
nung hat auf seiner 132. Sitzung am 5. Juni 2002 die Vor- 
lage abschließend beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN und 
PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP die Ablehnung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 14/8787. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, die Renten- 
versicherungsträger zu bitten, 

1 . in der Renteninformation im Rahmen der Hochrechnung 
der künftigen Altersrente statt einheitlicher Anpassungs- 
sätze jeweils die prognostizierte Entwicklung der Netto- 
löhne und der Rentenanpassungen anzugeben und 

2. in der Pilotphase die Erteilung der Renteninformationen 
auf die älteren versicherten Jahrgänge zu konzentrieren 
und dabei mit den dreiundfünfzigjährigen Versicherten 
zu beginnen. 

III. Ausschussberatungen 

Für die Mitglieder der Fraktion der SPD warfen den 
Antragstellern vor, in der Vergangenheit sich nicht um die 
Errichtung eines Systems der ergänzenden privaten Alters- 
vorsorge gekümmert zu haben. Jetzt würde gegen die er- 


folgreiche Politik der Regierung Schröder polemisiert. Ab 
dem Jahr 2004 würden die Rentenunterrichtungen für 
sämtliche Jahrgänge gelten. Jetzt gehe es um eine Pilot- 
phase, in die logischerweise nicht der gesamte Personen- 
kreis einzubeziehen sei. Schon heute hätten die Versicher- 
ten ab dem 55. Lebensjahr von Gesetzes wegen einen 
Rechtsanspruch auf eine Rentenauskunft. Aus diesem 
Grunde würden sich die Rentenversicherer auf die jünge- 
ren Personengruppen beschränken. Der Antrag sei im Übri- 
gen auch inhaltlich falsch, weil der Personenkreis sich 
nicht auf die 27-Jährigen beschränke, sondern den gesam- 
ten Personenkreis der 27-Jährigen bis 45-Jährigen Versi- 
cherten erfasse. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU erklärten, die 
sich schon auswirkende Senkung des Rentenniveaus mache 
es erforderlich, dass gerade die älteren versicherten Jahr- 
gänge so früh wie möglich den tatsächlichen Umfang der 
Versorgungslücke kennen und in die Lage versetzt würden, 
sich zum Ausgleich eine private Vorsorge aufzubauen. Ge- 
rade bei den älteren versicherten Jahrgängen ließe sich auf 
Grund der schon feststehenden Daten und des kürzeren Pro- 
gnosezeitraums die zu erwartende Regelaltersrente und die 
Lücke zur Lebensstandardsicherung sicherer bestimmen als 
bei jüngeren Versicherten. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

betonten, die Opposition hätte in der Vergangenheit ebenfalls 
eine Unterrichtung der Versicherten beschließen können. 
Wenn der Verdacht von Vertuschungen geäußert werde, dann 
müsste diese Mutmaßung für die alte Regierung gelten. Im 
Übrigen sei der Antrag auch sachlich falsch. Die Rentenver- 
sicherungen hätten für die Probephase verschiedene Alters- 
gruppen als Adressaten ausgewählt. 

Die Mitglieder der Eraktion der EDP äußerten die Vermu- 
tung, dass die Bundesregierung mit der Beschränkung der 
Versendung der Renteninformation in der Probephase auf 
jüngere Jahrgänge etwas vertuschen wolle. Gerade Ältere, 
vor allem auch die Frauen, müssten über ihre jetzigen Ren- 
tenansprüche informiert werden, damit sie noch privat Vor- 
sorgen könnten. 

Die Mitglieder der Fraktion der PDS erklärten, der An- 
trag habe nur das Ziel, die Versicherten und damit die Wäh- 
ler zu verunsichern. Auch wenn die PDS die Rentenpolitik 
der Regierung Schröder in weiten Teilen ablehne, so habe 
doch auch die antragstellende Fraktion in den 16 Jahren der 
Ära Kohl versagt, die Rentenversicherung den notwendigen 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und demographischen 
Herausforderungen anzupassen. 


Berlin, den 12. Juni 2002 

Erika Lotz 

Berichterstatterin 
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